A. RECHTSGESCHÄFTE.
I. Definition. Art. 153 ZGB sieht als Rechtsgeschäfte die Handlungen von Bürgern und juristischen Personen vor, die auf Festlegung, Änderung oder Erlöschen bürgerlicher Rechte und Pflichten gerichtet sind.
Nach heutiger Dogmatik ist Wille und Willenserklärung  die Bausteine eines Rechtsgeschäfts.  Der Wille ist ein innerer Wunsch, einen Zweck zu erreichen; deswegen muss jede Handlung  i.S.v. Art. 153 vom Willen bestimmt sein und nicht unbewusst erfolgen. Jeder Wille muss jedoch nach außen erkennbar werden. Dazu dient die Willenserklärung. Der Wille wird damit durch ein erkennbares Verhalten gezeigt, hier ist die Handlung i.S.v. Art. 153 gerade die Willenserklärung. Ohne Willenserklärung ist der Wille rechtlich irrelevant. Wille und Willenserklärung: innerer Wunsch muss im Rahmen eines Rechtsgeschäfts geäußert, nach außen ausgedruckt werden.
 Die Willenserklärung ist eine private Willensäußerung, die unmittelbar auf die Herbeiführung einer Rechtsfolge gerichtet ist. Grundsätzlich von einer Privatperson, Staatsorgane dürfen nur in gesetzlich bestimmten Fällen die bürgerlich-rechtliche Geschäfte schließen.
Der Wille und die Willenserklärung müssen frei bestimmt sein, irgendwelche Faktoren, die diese Freiheit begrenzen (z.B. selbst die Interesse zu bestimmen oder den eigenen Wille zu äußern), können zur Nichtigkeit dieses Rechtsgeschäfts führen: die Beispiele sind Täuschung, Drohung. Frei bestimmt: niemand darf zum Abschluss eines Rechtsgeschäfts gezwungen werden.
Damit ist der Zweck eines Rechtsgeschäfts auch ein wichtiges Element. Der Zweck muss in der Herbeiführung einer Rechtsfolge liegen. Die Festlegung, Änderung oder Erloschen von bürgerlichen Rechten sind i.S.v. Art. 153 gerade die gewünschte  und gewollte Rechtsfolge. Vom Zweck eines Rechtsgeschäfts ist das bloße Motiv zu unterscheiden, was nur ein Lebensbedürfnis sein kann, das Motiv ist rechtlich irrelevant.  Rechtlicher Zweck: Die Herbeiführung einer Rechtsfolge (Begründung, Änderung oder Erlöschen-Aufhebung eines Rechts).
1. Wille und Willenserklärung: innerer Wunsch muss im Rahmen eines Rechtsgeschäfts geäußert, nach außen ausgedruckt werden.
2. Von einer Privatperson (kein hoheitlicher Akt, kein Gesetz z.B).
3. Frei bestimmt
4. Rechtlicher Zweck – Herbeiführung einer Rechtsfolge
Die Formen der Rechtsgeschäfte: Je nach der Art der Willensäußerung sind folgende Formen der Rechtsgeschäfte zu unterscheiden:
II. Die Form.
Die Form ist die Art der Willensäußerung, d.h. wie, in welcher Weise die Person ihren Willen nach außen ausdruckt, äußert, zeigt.  Dies erfolgt häufig ausdrücklich (direkt)durch eine ausdrückliche Erklärung, was die Person genau will. Die Willenserklärung kann jedoch durch ein Verhalten konkludent gezeigt werden. In manchen Fällen gilt das Schweigen auch als eine Willenserklärung, grundsätzlich ist das aber als „Fehlen einer Wille“ zu bewerten.
Formen - Art der Willensäußerung; wie wird die Willenserklärung geäußert.
[bookmark: _GoBack]Das Gesetz unterscheidet in Art. 158 zwischen mündlicher und schriftlicher Form. Das mündliche Rechtsgeschäft ist eine nicht verkörperte Willenserklärung. Grundsätzlich können alle Rechtsgeschäfte schon mündlich vorgenommen werden, d.h. wenn anders nicht aus dem Gesetz oder aus der Parteivereinbarung folgt. Nach Art. 158 Abs. 2 wird ein Rechtsgeschäft auch dann mündlich erfolgen, wenn der Wille aus dem Verhalten folgt. (konkludente Willenserklärung, wenn die anderen mit dem Willen zum Rechtsgeschäft rechnen können). Das mündliche Rechtsgeschäft – nicht verkörperte Willenserklärung (Vereinbarung, Verhalten, ausnahmsweise auch Schweigen). Grundsätzliche Form, zur Erleichterung des Verkehrs.
Die Schriftform unterteilt sich in einfache und notarielle. Die Schriftform wird in bestimmten Fällen vom Gesetz gefordert und dient zum genauen Ausdruck eines Willes, damit die anderen richtig das verstehen können. Die einfache Schriftform ist verkörperte Willenserklärung; nach  Art. 160 ist das ein oder mehrere Dokumente mit Unterschriften oder auf einem Datenträger gespeicherte Willenserklärung (Fälle: Ausfertigung eines Dokuments, Austausch von Briefen, per Post). Wann ist die einfache Schriftform erforderlich: Rechtsgeschäfte von juristischen Personen untereinander, Rechtsgeschäfte der juristischen Personen mit Bürgern, Rechtsgeschäfte von Bürgern untereinander wenn der Betrag 10.000 Rubel übersteigt. Das Gesetz kann auch für bestimmte Rechtsgeschäfte die Schriftform vorsehen, z.B. Schenkung nach Art. 574). Schriftform: einfache und notarielle. Einfache kann von Parteivereinbarung oder vom Gesetz vorgesehen werden. Einfache Schriftform – ein oder  Mehrere Dokumente sowie die auf dem Datenträger gespeicherte Willenserklärung. Nichteinhalten führt nicht zur Nichtigkeit.
Wenn das Geschäft die besondere Bedeutung hat und das Interesse der Parteien stärker beeinträchtigt werden können muss es besondere Form vorliegen. Der Sicherheit des Verkehrs dient die notarielle Form. Nach Art. 163 muss die notarielle Form in vom Gesetz bestimmten Fällen eingehalten werden – Testament, Hypothek. Die Parteien dürfen die notarielle Beurkundung selbst vereinbaren, wenn das Gesetz das nicht fordert. Die notarielle Form: besondere Sicherheit des Verkehrs; kann vom Gesetz oder von Parteivereinbarung bestimmt werden; Nichteinhalten führt zur Nichtigkeit.
Neben den Geschäftsformen gibt es auch die besonderen Erfordernisse. Nach Art. 164 müssen bestimmte Rechtsgeschäfte ins Register eingetragen werden. Die Eintragung ist keine eigenständige Geschäftsform. Beispiel: Der Vertrag über eine Hypothek.  Der Grund ist besondere Wert unbeweglicher Sachen und große wirtschaftliche Rolle.  Eintragung in das Staatliche Register: keine Geschäftsform, sondern zusätzlicher Erfordernis.
Formen im ZGB:
1. mündliche
2. schriftliche: einfache und notarielle (Sinn und Zweck – Bestimmtheit des Inhalts eines Geschäfts und Schutz der Parteien)
Besondere Erfordernisse, aber keine geschäftsform – Eintragung in das staatliche Register, Sinn und Zweck – besonderer Wert bestimmter Rechtsobjekte, Schutz der Parteien.
III. Die Arten der Rechtsgeschäfte
1. Einseitige und mehrseitige. 
Nach der Zahl der Beteiligten unterscheidet man zwischen einseitigen und mehrseitigen Rechtsgeschäften (Verträgen). Mehrseitige Rechtsgeschäfte gliedern sich auf zwei- und mehrseitigen Rechtsgeschäften. 
Bei den einseitigen Rechtsgeschäften ist nur eine Willenserklärung erforderlich. Beispiele: Testament, Ausstellung der Vollmachtsurkunde.
Mehrseitige Rechtsgeschäfte bedürfen mehrerer übereinstimmender Willenserklärungen. Sie werden Verträge genannt.  Der Vertrag besteht aus zwei vereinbarten korrespondierenden Willenserklärungen – Angebot und Annahme. Rechtsgeschäfte nach der Anzahl der Beteiligten: einseitige (eine Willenserklärung erforderlich) und mehrseitige (zwei und mehrere Willenserklärungen erforderlich). 
2. Entgeltliche und unentgeltliche.
Nach dem Kriterium, ob es eine Gegenleistung bestimmt ist oder nicht, unterscheidet man zwischen entgeltlichen und unentgeltlichen Rechtsgeschäften. Entgeltlich sind die Rechtsgeschäfte, in denen jede Partei zur Leistung Verpflichtet ist, d.h. die Parteien müssen einander einen Vermögensvorteil erbringen – etwas geben.  Das ist der Regelfall,  die Mehrheit von heutigen Geschäften erfolgt entgeltlich, z.B. Kaufvertrag, Miete. Unentgeltlich ist ein Rechtsgeschäft, das die Leistung nur einer Partei und keine Gegenleistung der anderen vorsieht, z.B. Schenkung. Entgeltliche und unentgeltliche Rechtsgeschäfte: ist die Gegenleistung gegeben?
Traditionell wird noch eine besondere Art von Rechtsgeschäften  – die Geschäfte unter einer Bedingung (bedingte Geschäfte). Die Rechtsfolge tritt nicht mit der tatsächlichen Vornahme eines Rechtsgeschäfts (z.B. wird ein Kaufvertrag geschlossen => entstehen schon die Rechte und Pflichte der Parteien, bzw. zur Übergabe einer Sache und zur Zahlung des Kaufpreises), sondern mit dem Ereignis (oder Umstand), der von Parteien bestimmt ist. Die Rechtsfolge ist in solchen Fällen von solchen Ereignissen abhängig, deren künftiger Eintritt oder Nichteintritt die Parteien nicht wissen. Z.B. nach einem Vertrag wird vereinbart, dass der Verkäufer eine Sache für geringeren Wert liefert, wenn der Käufer den Notstand erleidet. Hier ist der geringere Kaufpreis vom Notstand abhängig. Bedingte Geschäfte – besondere Art von Rechtsgeschäften. Die Rechtsfolge ist von einem Ereignis abhängig, dessen Eintritt oder Nichteintritt nicht erkennbar ist. (Beispiel: Geringerer Kaufpreis wird vom Notstand abhängig gemacht).
Die Bedingungen unterscheiden sich weiter zwischen aufschiebenden und auflösenden Bedingungen. Aufschiebende Bedingung: die Begründung von Rechten und Pflichten ist von einer Bedingung abhängig (tritt ein Umstand ein => die Rechte und Pflichte werden begründet). Auflösende Bedingung: die Beendung von Rechten und Pflichten ist von einer Bedingung abhängig (tritt ein Umstand ein => die Rechte und Pflichte werden beendet).

B. SUBJEKTE
1. Allgemein. Die Regelungen über die Subjekte des bürgerlichen Rechts sind im Untertitel 2 „Personen“ in allgemeinen Vorschriften geordnet. Als die Vorschriften über Subjekte ausgesondert sind, werden sie auch in der Theorie traditionell als eigenständiges Thema besprochen.  Der Begriff „Subjekte“ bedeutet die Teilnehmer der zivilrechtlichen Beziehungen, die geregelt sind.  Grundsätzlich unterscheidet man zwischen natürlichen und juristischen Personen. Subjekte = die Teilnehmer der zivilrechtlichen Beziehungen.

2. Natürliche Personen. Man trifft die Begriffe „natürliche Personen“ und „Bürger“ im Gesetz ohne deren Klärung. Der Bürger im Sinne des ZGB bedeutet Bürger der Russische Föderation, natürliche Person ist jede Einzelner, auch Ausländer, staatlose Personen usw. Im ZGB sind alle natürlichen Personen gleichgestellt,  deswegen wenn es „die Bürger“ steht, meint das Gesetz alle natürlichen Personen. Der Begriff „die Bürger“ wird auf alle natürlichen Personen ausgedehnt.
a)  Art. 17 regelt die Rechtsfähigkeit der Bürger, gleichzeitig definiert er allgemeinen Begriff der zivilrechtlichen Rechtsfähigkeit. Rechtsfähigkeit ist die Fähigkeit, Träger von zivilrechtlichen Rechten und Pflichten zu sein. Nach diesem Artikel sind alle Bürger in ihrer Rechtsfähigkeit gleich. Dies Bedeutet, dass jeder Mensch zivilrechtliche Rechte und Pflichte haben kann. Die Rechtsfähigkeit beginnt nach Pkt. 2 mit dem Geburt und endet mit dem Tod. Die Rechtsfähigkeit bedeutet aber nicht, dass die Person ein Recht schon tatsächlich hat, das gibt ihr nur die Möglichkeit, ein konkretes Recht zu bekommen. Rechtsfähigkeit= die Fähigkeit, Träger von zivilrechtlichen Rechten und Pflichten zu sein. Nur rechtliches „Können“, nicht tatsächliche Inhaberschaft der Rechte. Geburt-> Tod.
In Art. 18 wird Inhalt der Rechtsfähigkeit der Bürger erläutert und nennt die wichtigste Rechte, B. das Eigentumsrecht auf das Vermögen zu haben, die jeder haben kann: das Eigentumsrecht zu haben, das Eigentum als Erbe zu erwerben und durch Testament hinterlassen; die juristische Personen einzutreten oder begründen, gewerbliche Tätigkeit zu führen.
b) Geschäftsfähigkeit.  Während die Rechtsfähigkeit als Voraussetzung für die Teilnahme am Verkehr ist, wird diese Rechtsfähigkeit durch seine eigenen Handlungen realisiert. Hier spricht man über die Geschäftsfähigkeit, die im Art. 21 definiert ist. Die Geschäftsfähigkeit ist die Fähigkeit, durch eigene Handlungen die Rechte zu erwerben und auszuüben, die Pflichte zu begründen und zu erfüllen. Das Gesetz unterscheidet zwischen Vollgeschäftsfähigkeit, Teilgeschäftsfähigkeit und beschränkte Geschäftsfähigkeit.  Geschäftsfähigkeit= die Fähigkeit, durch eigene Handlungen die Rechte zu erwerben und auszuüben, die Pflichte zu begründen und zu erfüllen.

1) Vollgeschäftsfähigkeit tritt mit der Volljährigkeit ein (=18.Lebensjahr) ein. Minderjährige kann jedoch vollgeschäftsfähig werden, wenn er eine Ehe schon eingegangen hat. Diese Geschäftsfähigkeit wird auch nach der Ehescheidung wirksam. Allerdings können nur Minderjährige, die schon 16 Jahre alt sind die Ehe eingehen und dafür müssen sie die Zustimmung der Behörde bekommen. Zweite Möglichkeit nennt man Emanzipation: die Person, die 16.Lebensjahr vollendet hat und in einem aufgrund des Arbeitsvertrags tätig ist oder wenn er mit Zustimmung seiner Eltern gewerbliche Tätigkeit ausübt. In diesem Fall muss die Behörde die Vollgeschäftsfähigkeit bekanntgeben. Vollgeschäftsfähigkeit = ab 18, Lebensjahr. Ausnahmen: Eheschließung, Arbeitstätigkeit oder Gewerbebetrieb ->  Bekanntgabe durch die Behörde.

2) Teilgeschäftsfähigkeit. Nach dem Gesetz ist es zwischen zwei Arten zu unterscheiden: 1) Art. 28 ZGB: Minderjährige ab 6 bis 14. Lebensjahr und 2) Art. 27 ZGB: Personen ab 14. Lebensjahr aber vor Eintritt der Vollgeschäftsfähigkeit. (Zum deutschen Recht: Minderjährige sind die Personen, die 18. Lebensjahr nicht vollendet haben; nach dem russischen Recht – 14. Lebensjahr) Diese Subjekte können nicht alle, sondern nur bestimmte Rechte und Pflichte durch eigene Handlungen begründen. Andere Recht und Pflichte können sie auf folgender Weise begründen:

· Minderjährige ab 6 bis 14. Lebensjahr (Art. 28 ZGB): durch die Handlungen des gesetzlichen Vertreters, aber im Namen des Minderjährigen. Nach dem Gesetzestexte sind die gesetzlichen Vertreter die Eltern, Adoptiveltern, Vormund. Ohne Zustimmung dürfen die Minderjährige gem. Art. 28 Pkt. 2 folgende Geschäfte schließen: 1. tägliche Kleingeschäfte, 2. Geschäfte zum unentgeltlichen Erwerb eines Vorteilhaftes (die keine notarielle Bestätigung oder staatliche Beurkundung erfordern), Geschäfte zur Verfügung über vom gesetzlichen Vertreter gestellte Finanzmitteln. Vertragliche Haftung des gesetzlichen Vertreters.
· Personen ab 14. Lebensjahr aber vor Eintritt der Vollgeschäftsfähigkeit  (Art. 26 ZGB): durch eigenen Handlungen, aber mit vorherige Einwilligung oder nachträgliche Genehmigung des gesetzlichen Vertreters. Ohne Zustimmung (Pkt2. Art. 28 ZGB): 1. alle den Minderjährigen erlaubte Geschäfte (logisch;) ) 2. Verfügung über eigenes Einkommen (z.B. Stipendium) 3. Ausübung der Urheberrechte, 4. Beiträge in eine Kreditorganisation. Eigene vertragliche Haftung.
· Minderjährige unter 6. Lebensjahr: allgemein anerkannt ist, dass sie keine Geschäftefähigkeit besitzen, sofern das Gesetz nicht anders vorsieht. Trotzdem schließen diese Personen selbst die alltägliche Kleingeschäfte (Eis, Gummibärchen usw.)
Teilgeschäftsfähigkeit: 1) Minderjährige ab 6 bis 14. Lebensjahr
c) Beschränkte Geschäftsfähigkeit (Art. 30 ZGB): nur in gesetzlich vorgesehenen Fällen und bedarf der gerichtlichen Entscheidung. Fälle: 1. Vollgeschäftsfähigkeit wird begrenzt wenn die Person wegen des Alkoholismus oder der Spielsucht für ihre Familie schwere Notstand schafft; diese Person darf nur alltägliche Kleingeschäfte schließen oder 2. wenn die Person die Bedeutung seiner Handlungen nur mithilfe der anderen verstehen kann oder seine Handlungen nur mithilfe der anderen führen kann.
d) Geschäftsunfähigkeit (Art. 29 ZGB): 1. bedarf der gerichtlichen Entscheidung 2. im Falle, wenn die Person die Bedeutung eigener Handlungen infolge der Geisteskrankheit nicht verstehen kann oder wenn sie infolge Geisteskrankheit eigene Handlungen nicht führen kann.
e) Besondere Stellung der Bürger, die gewerbliche Tätigkeit ausüben. Gewerbliche Tätigkeit – selbständige, auf eigenes Risiko ausübte Tätigkeit, die auf systematisches Gewinn gerichtet ist => werden die Vorschriften über die juristischen Personen analog angewandt. 
3. Juristische Personen. 
Allgemein. Die juristische Person ist eine künstliche Rechtsfigur, die infolge der Bedürfnisse des entwickelnden Verkehrs entstanden ist => starke Verbindung von Wirtschaft, Abhängigkeit von wirtschaftlichen Verhältnissen. Das Wesen und die Grundidee: selbständiger Subjekt der zivilrechtlichen Beziehungen; tritt im eigenen Namen auf und ist von Mitgliedern und Gründern getrennt; Aussonderung  des eigenen Vermögens, eigener Rechte und Pflichte von solchen der Mitglieder. 
Arten. Körperschaften, Stiftungen, usw.; grundsätzliche Unterscheidung zwischen den JP des Privatrechts und JP des öffentlichen Rechts – je nach Bereich.
Ausgestaltung im ZGB. Die juristischen Personen besitzen nach Art. 49 die Rechtsfähigkeit. Hier fallen die Rechtsfähigkeit und die Geschäftsfähigkeit zusammen: nach Art. 49 Rechts- und Geschäftsfähigkeit entstehen gleichzeitig mit der Eintragung ins Register, sie enden auch mit der entsprechenden Anmeldung (dass die juristische Person aufgelöst wird – z.B. insolvent). Besonderheit der Rechtsfähigkeit – wird auf Ziele der Tätigkeit beschränkt. Die JP kann nur solche Rechte und Pflichte haben, die den Zielen der Tätigkeit entsprechen – die Rechtsfähigkeit wird grundsätzlich auf den Zielen begrenzt. Weitere Begrenzung – Lizenz für bestimmte Tätigkeiten. Die Rechtsfähigkeit entsteht mit der Eintragung ins Register.
Begriff und Merkmale: nach Art. 48 ist die juristische Person eine Organisation, die Sondervermögen hat und mit diesem Vermögen haftet, sowie im eigenen Namen die Rechte und Pflichte begründen kann und als Kläger und Beklagte vom Gericht auftritt. Nach Pkt. 2 muss die juristische Person ins Einheitliche Staatliche Register der Juristischen Personen eingetragen werden.
=> Merkmale:
1) Organisationseinheit
2) Sondervermögen
3) eigene Haftung
4) Auftreten im Verkehr im eigenen Namen
5) Eintragung ins staatliche Register	
1) Organisationseinheit:  innere Struktur, Organe und ihrer Aufgaben, Name, Sitz und Verwaltungsordnung -> erforderliche Festlegung in Gründungsdokumenten. Gründungsdokumente als formeller Ausdruck der Organisationseinheit – Satzung und Gründungsvertrag.
2) Sondervermögen: die JP kann über das Vermögen verfügen und Vorteile entziehen. (In welchem Umfang wird das Vermögen von Vermögen der Mitglieder aussondert? ->- Volle Aussonderung) In manchen juristischen Personen können aber die Mitglieder bestimmte  Rechte auf das Vermögen  haben (z.B. in Kommanditgesellschaft) – nicht immer wird das Vermögen der juristischen Person von seinen Mitgliedern unabhängig.
3) Aus Bestehen des Sondervermögens folgt die eigene Haftung der juristischen Person mit diesem Vermögen. Die Mitglieder haften nicht für Pflichte der juristischen Person. In Fällen, wenn das Vermögen nicht völlig von Vermögen der Mitglieder unabhängig ist, haften die Mitglieder nur subsidiär = zusätzlich, hilfsweise.
4) Auftreten im Verkehr im eigenen Namen.  Die juristische Person tritt im eigenen Namen als Geschäftspartner, als Kläger und als Beklagter auf – Individualisierung durch den Name, Sitz
5) Eintragung ins staatliche Register. Dadurch wird die juristische Person als Subjekt des Zivilrechts anerkannt. 
Arten. 
1) Grundlegende Differenzierung ist nach dem Hauptzweck der Tätigkeit. Art. 50 ZGB RF: kommerzielle (= gewerbliche) und nicht-kommerzielle (= nicht-gewerbliche) Organisationen. Kommerzielle sind gewinnorientiert, Hauptzweck der nicht-kommerziellen Organisationen liegt wiederum nicht in der Erlangung des Gewinns. Rechtsfolge: Beschränkung der Rechtsfähigkeit, kommerzielle – jede gesetzlich erlaubte Tätigkeit, nicht-kommerzielle – nur in Gründungsdokumenten aufgeschriebene Tätigkeit (z.B. ehrenamtliche Sprachunterrichte für Ausländer).
2) Sonderstellung:  die Russische Föderation und andere öffentlich-rechtlichen Strukturen sind selbst die Subjekte der zivilrechtlichen Beziehungen nach Art. 124 ZGB RF. Nach dieser Vorschrift finden bei solchen Subjekten die Normen über juristische Personen Anwendung, sofern nicht anders aus dem Gesetz oder aus Besonderheiten dieser Subjekte folgt. Obwohl sie den anderen zivilrechtlichen Subjekten gleichgestellt sind,  bleiben diese Subjekte dennoch Träger der öffentlich-rechtlichen Kompetenzen und haben eine „stärkere“ Stellung: die staatlichen Organe können zum Beispiel jede Tätigkeit ohne Lizenz ausüben oder das Recht auf nicht verkehrsfähigen Sachen haben (die Naturressource gehören ausschließlich dem Staat). Der Begriff „juristische Personen des öffentlichen Rechts“ wird im ZGB RF nicht anerkannt, vielmehr wird das durch die Literatur entwickelt: es müsse die besondere Stellung beschreiben. Auf jeden Fall besteht es keine einheitliche Position.
3) Nach Organisationsform: z.B. Aktiengesellschaft, religiöse Organisation (Verein), staatliche Korporation .
	Kriterium
	Arten
	Rechtliche Bedeutung

	Hauptzweck der Tätigkeit (Art. 50 ZGB RF)
	1) kommerzielle (= gewerbliche) und 
2) nicht-kommerzielle (= nicht-gewerbliche) Organisationen.
Kommerzielle sind gewinnorientiert; nicht-kommerzielle – Hauptzweck liegt nicht in der Erlangung des Gewinns
	Rechtsfähigkeit (Art. 49 ZGB RF):
1) kommerzielle O. – Rechte und Pflichte, die  für jede gesetzlich erlaubte Tätigkeit erforderlich sind 
2) nicht-kommerzielle – nur Rechte und Pflichte, die den Zielen der Tätigkeit entsprechen




HINWEIS: das Wichtigste ist  fettgedruckt oder auf solcher Weise unterzeichnet, im Rahmen dieser „key-words“ werden die Fragen gestellt. Gesetzestext braucht man natürlich nicht.
